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1. Vorbemerkungen 

(1) Mit der Umsetzung des Kyoto-Protokolls hat innerhalb der EU am 01.01.2005 
der Handel mit Emissionsberechtigungen begonnen. Rechtliche Grundlage 
hierfür ist auf europäischer Ebene die Richtlinie 2003/87/EG über ein System 
für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Europäischen 
Gemeinschaft. Umgesetzt wurde diese EU-Richtlinie in Deutschland durch 
das Gesetz über den Handel mit Berechtigungen zur Emission von Treib-
hausgasen (Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz – TEHG) sowie durch 
das Gesetz über den nationalen Zuteilungsplan für Treibhausgas-
Emissionsberechtigungen in der Zuteilungsperiode 2005–2007 (Zuteilungs-
gesetz 2007 – ZuG 2007).  

(2) Durch das Emissionshandelssystem soll eine wirtschaftliche Basis geschaf-
fen werden, um den Ausstoß von Treibhausgasen bei den Unternehmen zu 
reduzieren, die dies am kostengünstigsten erreichen können. Den Wirt-
schaftssektoren und jeder betroffenen Produktionsanlage wurden konkrete 
Schadstoffminderungsziele zugeordnet und in diesem Umfang werden Emis-
sionsberechtigungen für die erste Zuteilungsperiode (2005–2007) unentgelt-
lich zur Verfügung gestellt. Ausgegeben werden die Emissionsberechtigun-
gen grundsätzlich jeweils am 28.02. für das laufende Kalenderjahr. Die 
Emissionsberechtigungen sind handelbar. Unterschreitet das Unternehmen 
aufgrund geeigneter Maßnahmen zur Reduzierung der ausgestoßenen 
Treibhausgase das zugeteilte Schadstoffminderungsvolumen, kann es nicht 
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1 Verabschiedet vom Hauptfachausschuss (HFA) am 01.03.2006. 

 


